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Warum die Schweiz demokratischer ist als Westeuropa

 Panaschieren oder  
 Parteienherrschaft?
von Dr. h.c. Beat Kappeler, Sozialwissenschafter und Publizist

hf.  An der sehr gut besuchten «Schweizerzeit»-Herbsttagung, die kürzlich im «Hilton», Opfikon, stattfand, hat der bekannte 
Sozialwissenschafter und Publizist Beat Kappeler ein hervorragendes Eingangsreferat gehalten zum Thema «Demokratien im 
Vergleich». Kernpunkt: Während in Westeuropa die Parlamentssitze mehr oder weniger von den Parteizentralen vergeben wer-
den (Prinzip «top-down»), kann der schweizerische Wähler die Listen für den Nationalrat selbst kreiren (Prinzip «bottom-up»). 
Nachstehend Kappelers Referat leicht gekürzt.

Eine einzige Zeile im 
Gesetz über die politi-
schen Rechte (Art. 35) 
stellt die Machtverhält-
nisse in der Schweiz 
auf den Kopf. Denn der 
Wähler kann streichen, 
kumulieren und pana-
schieren, um selbst die 
Listen für die Wahl zum 
Nationalrat zu kreieren. 
Die Parteizentralen sind 
ohnmächtig, wogegen 
sie in Westeuropa die 
Sitze mehr oder weniger 

zentral vergeben, und dann während der Legislatur 
die Gefolgschaft der Gewählten fordern. Diesen Kont-
rast lieferte Boris Johnson im Spätsommer 2019, liefert 
ausserdem fast ganz Westeuropa: Johnson feuerte 21 
unbotmässige Tory-Abgeordnete aus der Partei und 
strich sie damit von den Wahlplätzen nächstes Mal.

«Alleinstellungsmerkmal»
Die Schweizer Demokratie bietet damit ein Alleinstel-
lungsmerkmal, wie man im Marketing sagt. Die Ge-
wählten in der Schweiz können ihrer Parteizentrale 
sagen: «Ich habe euch den Sitz gebracht» – oft mit viel 
Panaschierstimmen. Im übrigen Europa bestimmt die 
Parteizentrale, wer auf die Listen und in die Wahlkreise 

kommt. Während der folgenden Legislatur können die 
Einpeitscher sagen: «Ihr stimmt mit der Partei, ihr ver-
dankt uns den Sitz – und die Wahlchance nächstes Mal.»
Gegenüber den Wahl- und Regierungssystemen Euro-
pas bringt das Panaschieren den Schweizer Bürgern so 
viel Freiheitsgrade wie die direkte Demokratie auch: 
«bottom-up» statt «top-down».

Natürlich schälte sich dieser Unterschied zwischen 
der Schweizer Demokratie und den parlamentarischen 
Demokratien Europas nicht nur durch diese eine Zeile 
im Gesetz heraus. In seiner Botschaft 1918 zur ersten 
Proporzwahl schrieb der Bundesrat, nicht abänder-
bare Listen seien «eine ungebührliche Beschränkung 
des freien Wahlrechts». Schon damals herrschte also 
die Auffassung, der Wähler, nachher während der Le-
gislatur die Gewählten, seien souverän. Der Wähler 
aller Listen kann seither nämlich Quereinsteiger för-
dern und Sesselkleber abstrafen. Die Wahlanalysen 
zeigten erdrutschartige Stimmentransfers durch das 
Panaschieren.

Top-down in Westeuropa
Boris Johnsons Parteimacht steht nicht allein. In Frank-
reich führt das Wahlsystem in zwei Runden und in Einer-
wahlkreisen dazu, dass in den 14 Tagen vor der zweiten 
Runde die Zentralen der einander nahestehenden Par-
teien ihre nur zweitplazierten Kandidaten gegenseitig 
zurückziehen, um eine Mehrheit der Rechten oder der 
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Entsorgung älterer Arbeit-
nehmer mit staatlicher 

Unterstützung – zur Freude  
vieler Manager

cartoonexpress.ch
Martin und Jürg Guhl

Linken zu erreichen. Der Wähler hat nichts zu sagen.
In Italien tauschten vor der letzten Wahl die Partei-
zentralen der Lega Nord und von Berlusconis Partei 
ebenfalls ihre Kandidaten in gegenseitiger Absprache 
aus. Dem Wähler blieben nur unveränderbare Listen, 
wie auch jene der Cinque Stelle. In Deutschland und 
anderswo stellen zwar Parteiversammlungen oft die 
Listen auf, doch Kandidaten, die gegen die Regierung 
stimmten oder sie gar dadurch zu Fall brachten, sind 
überall chancenlos. Dazu kommt eine extreme Hier-
archisierung der Fraktionen während der Legislatur. 
Die Gewählten der CDU oder der Partei Emmanuel 
Macrons dürfen keine Vorstösse anderer Fraktionen 
unterschreiben oder müssen dazu rückfragen. Die Ab-
geordneten der CDU müssen am Vorabend von Abstim-
mungen der Parteizentrale mitteilen, dass sie gegen die 
Regierung stimmen möchten. Es folgen heisse Nächte. 

«Vertrauensabstimmungen» und Neuwahlen
Die Parteien Europas üben diesen Druck auf die Ab-
geordneten aus, weil nach wichtigen, aber verlorenen 
Abstimmungen die Regierung zurücktritt und Neu-
wahlen folgen. Alle Boote sinken zugleich. Und da jene 
Abgeordneten nur Berufsparlamentarier sind, sinkt 
ihr Brotkorb mit. In Deutschland hat 1949 die Erinne-
rung an die meist blockierten Parlamentsverhältnisse 
der Weimarer Republik zu einem modifizierten Ver-

trauensverfahren geführt: Die Regierung stürzt nur, 
wenn die Opposition einen neuen Kanzler durchsetzen 
kann («konstruktives Misstrauensvotum»). Doch bei 
den seitherigen Versuchen dazu wurden die Abgeord-
neten unter Druck auf die Parteilinien eingeschworen; 
Abweichler werden aus der Fraktion ausgeschlossen. 
Oder sie werden aus den Ausschüssen ausgeschlossen 
und zu Hinterbänklern ohne Wiederwahl-Chancen.

Die Folgen: Die Gewaltenteilung ist abgeschafft. Doch 
wenn die Regierung oder der Präsident des Staates 
nach einer Niederlage in der Vertrauensabstimmung 
das Parlament auflösen kann oder muss, dann setzt 
man den Parlamentariern Daumenschrauben an, 
damit sie zustimmen. 

Anlässlich der Debatten im Vereinigten Königreich zum 
Austritt aus der EU (Brexit, Frühjahr 2019) nahm die 
weitere Öffentlichkeit ein Parlament wahr, das gar 

Fortsetzung auf Seite 4

Der Reporter: «Wie sind Sie Millionär 
geworden?» – «Durch meine Frau.»

«Was waren Sie vorher?» – «Multimillionär!»

LACHEN VERBOTEN!
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«Ja, es wird zuviel geflogen, ja, es wird zuviel Billig-
mode gekauft, ja, Rauchen bringt einen um. Was ich 
aber nicht mehr ertrage, ist dieses Gejammer, aus dem 
keinerlei Konsequenzen folgen. Fliegt übers Wochen-
ende nach Kopenhagen, kauft Würstchen bei Lidl, 
konsumiert ‚Germanys’s Next Topmodel‘, fahrt eure 
Kinder im PW bis an die Klassentür. Aber dann steht 
vermaledeit auch dazu! Es ist eure Entscheidung.»

Moritz Honert, im «Tagesspiegel» vom 17.10.2019

Das aktuelle Zitat« »nicht dem Bild einer souveränen Legislative entsprach. 
Tatsächlich liegt der Anstoss für die Gesetzgebung fast 
ausschliesslich bei der Regierung – sie bringt Vorla-
gen ein. Nur zu Beginn jeder Session werden unter 
den etwa 650 Parlamentariern des Unterhauses 20 
Mitglieder ausgelost, die einen Vorschlag einbringen 
dürfen, oder sie bekommen zehn Minuten Redezeit, um 
einen solchen vorzulegen. Doch wird für alle derarti-
gen Vorstösse zusammen ein begrenztes Zeitfenster 
am Schluss anderer Debatten zugestanden, viele kom-
men so gar nicht zum Zug. Der Parlamentspräsident 
seinerseits hat ein grosses Ermessen, ob er Anträge 
oder Wortmeldungen zulässt. 

Die Folgen: Keine Kompromisse
Ausserdem verläuft die Entscheidfindung im parla-
mentarischen System ausgesprochen binär – mit ent-
weder/oder, ohne Zwischentöne. So verhandeln die 
Regierungs- und die Oppositionspartei kaum je, son-
dern die stärkere Partei regiert allein. So stimmt das 
Unterhaus der Regierung entweder zu, oder es kommt 
zur Neuwahl, und so kommen fast alle Vorlagen nur 
von der Regierung. 

Der schweizerische Bundesrat hingegen ist seit 1848 im 
Amt, nie kollektiv zurückgetreten, immer nur ergänzt 
und nach Parlamentswahlen im Amt bestätigt. Nach 
Abstimmungsniederlagen im Parlament und vor dem 
Volk neigt er seine sieben Häupter – und ändert die Vor-
lagen. Dies gilt auch in der Schwesterrepublik USA: Die 
Regierung tritt nach Niederlagen nicht zurück, und sie 
kann das Parlament nicht auflösen. Die Abgeordneten 
sind ebenso autonom. In beiden Republiken führt dies 
zu laufenden Kompromissen. Denn eine Vorlage kann 
auch scheitern, wenn Abgeordnete der mehrheitlichen 
Partei bocken. Daher werden in den USA und in der 
Schweiz oft Pakete geschnürt, damit alle bei der Stange 
bleiben. Das mag nach Kuhhändeln riechen, doch bleibt 
eine Regierung damit näher an den lokalen Wünschen 
als mit Parteizentralenmacht wie in Westeuropa.

Die Folgen: Parteizentralen bestimmen die EU
Diese Parteizentralen dominieren auch die EU. Der 
«Rat der EU» ist aus den Ministern der Mitgliedsländer 
zusammengesetzt. Dabei muss man die Delegations-
kaskade verfolgen: Diese nationalen Minister werden 
in allen Ländern von der siegreichen Parteispitze ins 
Amt berufen, sie werden im Rat der EU aber auch zu 
Gesetzgebern der EU. Ihre Richtlinien gelten dann zu-
rück in den Mitgliedsländern, und ihre Parlamente, 
regierungsabhängig, können diese EU-Normen nicht 
verwerfen, sonst fällt ja allenfalls die Regierung. Die 
Parteizentralen regieren unangefochten in Brüssel und 
zuhause. Das dürfte eher der Demokratiemangel der 
EU sein, als fehlende Parlaments- oder Volksrechte. 

Der Schluss
Der politische Prozess in der Schweiz verläuft «bot-
tom-up», nicht nur wegen der Volksrechte, sondern 
vor allem wegen des Panaschierens. Die Macht der 

Parteizentralen gibt es nicht – im Gegensatz zum 
top-down-Machtverlauf in den westeuropäischen Staa-
ten und in der EU. 

Es gibt allerdings verschiedene Formen von Demokra-
tie, und es gibt die Formen des Rechtsstaats. Westeuro-
pa (sowie die Schweiz und die USA) sind alle Rechts-
staaten mit ihren Grundrechten, rechtlichem Gehör. 
Doch die Demokratieformen variieren, etwa gemäss 
der Definition Isaiah Berlins. Die Westeuropäer finden 
sich mit weitgehender Delegation der Macht ab, und die 
Wähler können nur periodisch die ganze Regierungs-/
Partei-Equipe auswechseln. Wilfried Pareto nannte 
dies «la circulation des élites». 
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Abdankung
Der Präsident des Evangelischen Kir-
chenbunds gibt sich «erleichtert». Denn 
das reformierte Kirchenparlament 
befürwortet breit die «Ehe für alle». 

Warum löst dieser Entscheid «Erleich-
terung» aus? Etwa, weil sich der Kir-
chenpräsident nur allzu genau bewusst 

war, welch schwere Kanonen seitens der Medien auf die 
Kirchensprecher gerichtet waren für den Fall, dass die 
Kirche dem Zeitgeist nicht in der dann erfolgten Form 
gehuldigt hätte? 

Ging es also gar nicht um eine Glaubensfrage? Vielmehr 
um das politisch geforderte Eingeständnis, wonach Gen-
der-Ideologie biblischem Glauben überzuordnen sei?

Es geschah darauf, was zu erwarten war: Exponenten 
jenes Windbeutel-Journalismus, der – ziemlich glau-
bensfrei – die Unterordnung der Evange-
lischen Kirche unter zeitgeistige Ideologie 
apodiktisch gefordert hatte, setzte alsbald 
Feststellungen in Umlauf, wonach die Bibel 
– auch Heilige Schrift genannt – nunmehr 
Aussagen enthalte, die dem gendergerechten 
Entscheid der obersten Kirchenkonferenz 
nicht entsprächen. Ob da nicht zwingend 
Korrekturen angeordnet werden müssten …?

Natürlich schockiert solche Forderungen 
weckende Feststellung selbst einige Ja-Sager zur «Ehe 
für alle». Nachdem sie den Gender-Ideologen doch einen 
Gefallen getan hätten … – den Rest, was sie auch noch 
dachten, hörbar auszusprechen, wagten sie freilich 
nicht. Wegducken heisst die Losung.

Wie muss man die kirchlichen Kniebeuger vor der Gen-
der-Ideologie einschätzen, die der Kirche nunmehr 
ihren – wohl reichlich Kirchenaustritte bewirkenden – 
Stempel aufgedrückt haben? 

Sie spiegeln das Drama, dem die Evangelische Kirche 
in ihrem Niedergang ausgesetzt scheint: Als Angestellte 
der Landeskirche werden sie wie Staatsfunktionäre von 
Steuerzahlern, wie immer sie ihrem Glauben nachle-
ben, reichlich besoldet. Als Preis für bequeme Funktio-
närsexistenz glauben sie, sich jenem Zeitgeist anpassen 
zu müssen, der von denen ausgeht, die sich politisch in 
starker Stellung wähnen. Anpassung an den Zeitgeist 
scheint nicht Wenigen dieser vom Staat Besoldeten wich-
tiger zu sein als das Glaubensbekenntnis.

So taumelt Zwinglis Kirche auf dem Weg ihrer Abdan-
kung dahin.

 Ulrich Schlüer

Westeuropäer haben die «Freiheit von» Diktatur und 
Gewalt. Die Schweizer fassen Demokratie als Möglich-
keit auf, andauernd und immer wieder als Wähler, Ab-
stimmende, Parlamentariern in die Speichen greifen zu 
können, als «Freiheit, um zu» gestalten. Dazu gehört 
auch, dass eine Verfassungsgerichtsbarkeit fehlt. Die 
Schweiz hat ein System der Volksrechte, gekoppelt mit 
einem «régime d’assemblée». 

Die USA, als Schwesterrepublik, sind ähnlich struktu-
riert. Anstelle des kollegialen Bundesrates stellt dort 
der Präsident die Exekutive dar. Vergleicht man dessen 
«executive orders» und die starke Verwaltung mit ih-
rem Verordnungsregime Berns, dann hat die Exekutive 
beiderorts auf diesem Weg durchaus hohes Gewicht. 
Die Parlamentsmacht jedoch kann notfalls eingreifen, 
bis zum Impeachment oder zur Nichtwiederwahl von 
Bundesräten. Ebenso können diese zwei Parlamente 
jederzeit von sich aus den Lauf der Dinge steuern, ohne 
von der Regierung abgestraft zu werden.

Beat Kappeler

O-Ton Beat Kappeler
Die Europäische Union ist in zwei bis drei Jahren 
gleich alt wie seinerzeit die Sowjetunion, als sie zu 
Beginn der Neunzigerjahre kollabierte, ohne einen 
Schuss Pulver. Solche 60–70 Jahre alten Organisa-
tionen oder Ländergruppen haben in der Geschich-
te nie unbeschadet einfach weitergemacht. (…) Die 
Zentrifugalkräfte mit Brexit, mit Matteo Salvini (der 
immer noch da ist) haben zugenommen. 
Bis es soweit ist, mein Appell an die (offizielle) 
Schweiz, an Economiesuisse: «Seid ihr eigentlich 
derart kleine Hosenscheisserle, dass ihr wegen ir-
gendwelchen kleinen Schwierigkeiten gleich die Sou-
veränität wegwerfen wollt?» Die Schweiz hätte nur 
schon im Lauf der letzten 200 Jahre mehrfach Grund 
gehabt, ihre Eigenständigkeit wegzuwerfen, weil ein 
paar Fünfer zu verdienen waren. Und da muss man 
Economiesuisse sagen: «Ihr seid unfähige Unterneh-
mens- und Branchenführer, wenn ihr meint, das sei 
das wert!»

Nehmen Sie mit mir Kontakt auf.
Jederzeit und unkompliziert.

Markus Rezzonico
Inserate-Akquise
SVP-Delegierter
AUNS-Mitglied

Mobile: 079 332 61 61 
markus.rezzonico@dietschi.ch

Ihr Inserat  
in der Schweizerzeit:
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KUNST IM WEST
Die Galerie für aktuelle Schweizer Kunst präsentiert

NICOLAI SCHIESS

und mit einigen Werken des jungen Künstlers Valentino Prizzi 

Die Werke von Nicolai Schiess bewegen sich 
von der klassischen Landschaftsmalerei bis hin 
zur Abstraktion. Seine Hauptrichtung besteht 
im Wesentlichen aus flächigen Farbkomponen-
ten mit klar gegliederten Personen, meist von 
hinten oder der Seite gemalt. Sein neuer abs-
trakter Stil ist von einem kräftigen Pinselduktus 
und einfachen, sich wiederholenden Grundfor-
men geprägt.  Sowohl sein abstraktes Werk, als 
auch seine Figurenbilder sind aufs Wesentliche 
reduziert.

Der Autodidakt Valentino Prizzi ist vor allem 
bekannt für seine grossformatigen Porträts, die 
in der Tradition des Pop Arts stehen. Seine Pop 
Art / Stencil Arbeiten werden in der Galerie 
Kunst im West erstmals einer grossen Öffent-
lichkeit präsentiert.

Die Galerie Kunst im West wurde 2006 von Ur-
sula Koller-Lehner gegründet. Dahinter stand 
der Gedanke, junge Schweizer Kunst unter ei-
nem Dach zu vereinen. Die Galerie versteht sich 
heute als Plattform für die Vermittlung guter 
und bereits marktbewährter Schweizer Kunst an 
ein interessiertes Publikum.

Nicolai Schiess
Casual Chic
Öl auf Leinwand
80 x 100 cm
2019

___________________________

Vernissage
Dienstag, den 26. November 2019
17.00 – 20.00 Uhr
Mit einer Eröffnungsrede
von Kristina Piwecki
______________________________________________________________________________

KUNST IM WEST 
GALERIE FÜR AKTUELLE SCHWEIZER KUNST

Hardturmstrasse 121, 8005 Zürich
T +41 43 321 32 39 M +41 79 631 34 09
kunstimwest@bluewin.ch kunsimwest.net
Öffnungszeiten: Di – Fr: 13.30 – 19.00 Uhr



Freitag, 22. November 2019 7

Missbrauchte Glaubens- und Gewissensfreiheit

 Kopftuch im Postdienst
von Hermann Lei, Kantonsrat, Frauenfeld
An Ihrem Postschalter bedient Sie eine verschleierte Frau? Kein Wunder, denn die Postoberen sagen, wegen der Religions-
freiheit könne das nicht untersagt werden – und liegen damit falsch.

Das islamische Kopftuch ist ein 
Werkzeug der Geschlechterun-
gleichheit, ein Symbol von Patri-
archat und Unterdrückung. Grad 
und Häufigkeit der Verschleierung 
weisen im Islam aus, wie konser-
vativ und antiliberal eine Gesell-
schaft eingestellt ist. Viele Bürger 
betrachten deshalb die zuneh-
mende Verschleierung der Frauen 
in unserem Alltag mit Sorge. Und 
nicht wenige sind nicht erfreut, 

weil in der Post der Stadt X am Schalter eine Frau mit 
Kopftuch steht. Ein besorgter Bürger schrieb die Post an, 
ob diese es wirklich erlaube, dass ihre Angestellten dieses 
Symbol der Unterdrückung tragen (müssten).

Kopftuch toleriert
Die Antwort der Konzernleitung: Hier gehe es um 
«kulturelle Vielfalt», aufgrund der «verfassungsmäs-
sigen Glaubens- und Gewissensfreiheit, Art. 15 BV» 
werde das Tragen des Kopftuchs am Arbeitsplatz tole-
riert. Was ist von davon zu halten? Nun, das Kopftuch 
ergibt sich nicht aus dem Koran, sondern erklärt sich 
aus regionaler Kultur und Tradition. Bereits daher ist 
es verfehlt von der Post, mit der Religionsfreiheit zu 
argumentieren. 

Kein Recht auf Ehrenmord 
Die Religionsfreiheit kann zudem selbstverständlich 
auch eingeschränkt werden. Scharia, Ehrenmord und 
Genitalverstümmelung erlauben wir zum Beispiel nicht, 
auch wenn jemand glaubt, seine Religion gebiete ihm 
das. Ähnliches gilt für viele Formen der Verschleierung – 
die meisten Länder um uns verbieten sie bereits: Frank-
reich hat als erstes europäisches Land seit April 2011 das 
öffentliche Tragen von Burka und Nikab verboten. Seit 
diesem Jahr gilt auch in Belgien das Verbot, sein Gesicht 
in der Öffentlichkeit zu verhüllen.  Österreich verbietet 

die Gesichtsverhüllung seit Oktober 2017, und im selben 
Jahr wurde in Deutschland das gesichtsverhüllte oder 
-verdeckte Fahren eines Fahrzeugs im Strassenverkehr 
verboten. Seit dem 1. August 2018 ist die Vollverschleie-
rung in Dänemark verboten, und wer in den Niederlan-
den und in Bulgarien in Ämtern, Krankenhäusern und 
im Nahverkehr «gesichtsbedeckende Kleidung» trägt, 
muss seit dem 1. August 2019 mit einer Geldstrafe von 
mindestens 150 Euro rechnen.  In der Schweiz kennen 
das Tessin und St. Gallen ähnliche Verbote, national wird 
bald über die Burka-Initiative abgestimmt. 

Recht auf Kopftuchverbot
Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
erklärte schon zum zweiten Mal entsprechende Rege-
lungen für rechtens. Ein Verbot sorge dafür, die Bedin-
gungen für das «Zusammenleben» und den «Schutz der 
Rechte und Freiheiten anderer» zu gewährleisten und sei 
«für eine demokratische Gesellschaft notwendig», urteil-
ten die Richter in Strassburg. Das sollte auch der Post 
zu denken geben: Sie ist ein selbstständiges Unterneh-
men des öffentlichen Rechts. Ihre Rechtsform ist die einer 
spezialgesetzlichen Aktiengesellschaft. Aufgrund ihrer 
Funktion (unmittelbare Erfüllung von Verwaltungsauf-
gaben) ist auch die Post an die Grundrechte gebunden. 

Also sollte die Post das Recht auf Freiheit und Selbstbe-
stimmung der Frauen schützen. Wenn Frauen kein Kopf-
tuch tragen, werden sie nach Ansicht von Kennern aus der 
eigenen Gemeinde ausgeschlossen – es kommt oft zu einer 
völligen Isolierung. Viele Frauen wären deshalb froh, wenn 
ihr Arbeitgeber dieses Werkzeug der Geschlechterungleich-
heit, das Symbol von Patriarchat und Unterdrückung, ver-
bieten würde. Es gibt ein Grundrecht auf ein Kopftuchver-
bot, und die Post sollte es durchsetzen.

Hermann Lei

Dazu braucht es keine konzernweiten Richtlinien in Bezug auf das Tra-
gen von Kleidungs- und Schmuckstücken mit religiöser Motivation am 
Arbeitsplatz. Diese kulturelle Vielfalt wird gelebt mit der Konsequenz, 
dass beispielsweise das Tragen eines Kopftuchs am Arbeitsplstz toleriert 
wird. Dabei beziehen wir uns auch auf den verfassungsmässigen An-
spruch auf Wahrung der Glaubens- und Gewissensfreiheit (Art. 15 BV).

Ich hoffe, dass sich mit diesen Ausführungen die Situation klärt und 
danke Ihnen für Ihre Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse
Post CH AG

BauExpert GmbH
Dipl. oec. Alfred Zogg
Loomattstrasse 14c
CH-8143 Stallikon
H. 079 679 06 22
info@bauexpert-gmbh.ch

Bei Wasserschäden und 
Ablaufverstopfungen 
wählen Sie die Nummer: 
079 757 70 31

www.bauexpert-gmbh.ch
Für sämtliche Bauausführungen und Folgeschäden.

www.wasserschaden-24-7.ch 
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Leserbriefe
Gegensteuer geben
11’000 Wissenschafter prophezeiten kürzlich wieder 
einmal die absolute Klimakatastrophe. Die Grün*Innen 
jubelten und rechtfertigen noch höhere CO2-Abgaben. 
Unterschrieben haben «Wissenschafter» wie Professor 
Mickey Mouse (!), aber auch Vertreter von Umweltver-
bänden, Veterinärmediziner, Elektrotechniker, Finanz-
berater und Studenten, viele ohne Berufsbezeichnung. 
Unumstritten ist der immerwährende Klimawandel. Der 
Mensch kann jedoch die derzeitige ausgehende Eiszeit 
weder verhindern noch stoppen. Zudem hat der Klima-
wandel auch gewisse Vorteile: Die Vegetationshöhe steigt, 
und es können in höheren Lagen ergiebigere Pflanzen und 
neue Bäume kultiviert werden. Unter dem Trugbild «Kli-
maschutz» werden Milliarden eingezogen, um im Aus-
land nicht kontrollierbare Klimaprojekte zu finanzieren, 
und wo Milliarden fliessen, sind mafiöse Strukturen nicht 
weit. Die USA haben das unsinnige Pariser Klima-Ab-

kommen in weiser Voraussicht gekündigt. Indien, China 
und andere halten sich nicht daran. Die Schaumschlä-
gerei «Netto Null bis 2050» wird im Chaos enden, wenn 
nicht rasch Gegensteuer gegeben wird.

Eduard Keller, Goldau

Réduit faktisch geschleift
Das Réduit ist faktisch zu 100 Prozent geschleift – ver-
teidigungstechnisch die grösste Dummheit der letzten 
200 Jahre. In einem persönlichen Schreiben Anfang 
der 90er Jahre fabulierte der damalige EMD-Chef Kas-
par Villiger etwas von «kleinerer Armee mit mehr Mus-
keln». Als Alternative hätte man die meisten Anlagen 
mit wenig Aufwand reaktivierbar einmotten können. 
Natürlich würde ein dritter Weltkrieg in einer ersten 
Phase hochtechnologisch ausgetragen. Aber nach eini-
gen Monaten läuft diese Phase wegen Nachschubpro-
blemen an entsprechender Technik aus. Dann folgt im 
Wesentlichen ein Infanteriekrieg. Genau dafür fehlen 
nun der Armee die wichtigsten Festungswerke. Mann-
schaftsstärken und Ausbildung kann man eher wieder 
hochfahren. Material und Waffen und eine dazu pas-
sende Logistik aus der Schublade zu ziehen, dauert 
etwas länger. Tja, das ist Pech und nicht so schön … 
Wann erwachen unsere Sicherheitspolitiker?

Hans von Atzigen, Spreitenbach

Afrikanisierung und Islamisierung Europas  
Obwohl die organisierte, koordinierte «Grüne Welle» 
Europa durchspült: Die Masseneinwanderung aus dem 
bevölkerungsexplodierenden Schwarzafrika bleibt 
zentrales Problem – im Verbund mit der schrumpfen-
den einheimischen Bevölkerung Europas. Wer bei der  
Masseneinwanderungsstruktur über die drei Flucht-
routen genau hinschaut, wird zur Kenntnis nehmen 
müssen, dass es keine durch Gewalt  und Terror ver-
folgte Menschenströme sind, sondern junge Männer 
zwischen 18 und 30 Jahren – Wirtschaftsflüchtlinge, 
die keinen Asylantenstatus bekommen dürfen. Als 
ideologischer Nebeneffekt wird gleichzeitig auch noch 
der Islam nach Europa verpflanzt – und die europäi-
schen Geheimdienste sind nicht in der Lage, islamis-
tische Terroristen, die unerkannt in diese Flüchtlings-
ströme eintauchen, festzunehmen. Es gilt, wenigstens 
im Rechtsstaat Schweiz endlich zu handeln.

Roger E. Schärer, Trin Mulin
Ohne Bodenhaftung
Der Herr Professor Henric Nordborg von der HSR 
(Hochschule für Technik, Rapperswil) zählt seine 
Massnahmen gegen die «Klimakatastrophe» auf: Ver-
zicht auf Autos, Flugreisen und neue Kleider. Will er 
damit in den Wettbewerb gegen Greta um den Frie-
densnobelpreis antreten? Wir raten ihm, dass er das 
Museum mit den Dinosauriern in Meride TI besuchen 
soll, die durch einen Kometeneinschlag um ihr Fressen 
gebracht wurden und ausstarben. So könnte es auch 
uns Menschen ergehen, wenn wir alle seine Massnah-
men beherzigen würden. Herr Professor, Sie machen 
Vorschläge ohne Bodenhaftung!  

Dr. Josef Brunner, Vico Morcote

Als es noch echte 
«Sozis» gab
Gibt es denn auch unechte Sozis? 
Und ob es die gibt! Man erinnere 
sich an die Kriegs- und Nach-
kriegszeit. Jene Sozis waren 

noch echte Sozis – tüchtige Arbeiter, Männer und 
Frauen, welche für die Sache der Arbeiterschaft 
kämpften. Es waren patriotische Schweizer, welche 
mit Herzblut für unser Land einstanden. Der dama-
lige Begriff «Geistige Landesverteidigung» war in 
ihrem Innersten verankert. Ihre starke Haltung für 
Demokratie und Freiheit verband sie parteiüber-
greifend mit den übrigen politischen Gruppierun-
gen des Landes. Ich kenne es von meinen Eltern. 
Einfache Arbeiter mit starkem Patriotismus und 
vornehmer Gesinnung.

Und heute: Wo sind diese ehrlichen, tüchtigen Gesin-
nungsgenossen? Sie sind innerhalb ihrer Partei zur 
kleinen Minderheit geworden. Wer dominiert und 
vertritt heute die Linken? Es sind Akademiker (und 
Pseudo-Wissenschafter), Beamte, Anwälte, Lehrer 
usw., Personen, welche meistens ohne Wertschöp-
fung durch die öffentliche Hand besoldet werden. 
Sie kennen keine «Geistige Landesverteidigung.»  
Bereitwillig wollen Sie sich fremden Gesetzen und 
Richtern unterwerfen. Es brauche doch Regeln, wie 
es sie im Fussball auch brauche, führen sie ins Feld. 
Ein schlechtes Beispiel. Werden im Fussball die 
Regeln nur durch eine Mannschaft festgelegt? Wohl 
kaum. Darum wünsche ich mir, und rufe dazu auf, 
dass die geistige Landesverteidigung, parteiüber-
greifend wieder zum Leitsatz aller Schweizer wird.

Peter Schnyder, Ennenda
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Ave EU: Morituri te salutant
Korrekt übersetzt: «Ave Cäsar, die Todge-
weihten grüssen dich.» Wie es die Gladia- 
toren der Antike taten, wenn sie sich im 
Sand der Arena zum Ergötzen von Plebs 
und Kaiser gegenseitig abschlachteten. 

Wir haben das Zitat in dichterischer Frei-
heit und in Wahrung völkerrechtlicher 

Selbstbestimmung abgeändert: Weg von den neuen «Cäsa-
ren» in Brüssel, weg vom Trugschluss, über ein Heben oder 
Senken des Daumens unser Schicksal bestimmen zu lassen. 

Blick zurück: Was wurde den Staaten Europas seitens des 
EU-Molochs doch nicht alles versprochen und angedroht? 

Die Versprechen: Wohlstand allerorten, steigende Real-
löhne, Verringerung der Sozialkosten, Lösung des euro-
paübergreifenden Flüchtlingsproblems. Und das Fazit? 
Die Europäische Union, dieses unsägliche Sammelsu-
rium unterschiedlicher Sprachen, Kulturen, Religionen 
und Interessen, dümpelt unaufhaltsam ihrem Titanic-Er-
lebnis entgegen. 

Und die Drohungen, die uns erreichten? Staaten, die sich 
dem Konzept der EU verschlössen, würden wegen ihres 
wirtschaftspolitischen Abseits von Europas Landkarte 

radiert, versänken in der Bedeutungslosigkeit. Pure 
Panikmache, mit der man Europas Völker per «Brüsseler 
Dekret» zu einen trachtete. 

Die Fakten zeigen ein anderes Bild: Die Nicht-EU-Staaten 
Schweiz und Norwegen zum Beispiel, diese «Todgeweih-
ten» nach Brüsseler Deutungsversion, sind in jedem Sinne 
der  Betrachtung lebendiger denn je – während EU-Ge-
waltige dies negieren und weiterhin ihre neoliberalen 
Konzeptionen propagieren. Ihr System – Subventions- 
wirtschaft anstelle von effizienter Marktwirtschaft, 
Bürokratie statt Demokratie, Abkehr von staatlicher Sou-
veränität hin zu lähmender  Entmündigung – kann jedoch 
nicht funktionieren. Wer sich ihrer Interpretation kri-
tisch entgegenstellt, landet in bewährter Manier flugs in 
der «rechten Ecke». Nach dem Dogma: Wer beherrschen 
will, duldet keine Kritik!  

Tröstliche Erkenntnis: Entgegen vorgängiger EU-Prophe-
zeiungen erfreuen sich auch Nicht-EU-Mitgliedländer wie 
die Schweiz (mit ihrer besonderen politischen Struktur) 
besten Wohlergehens. Wir stehen zwar wegen uns auf-
erzwungenen Selbstbehauptungskämpfen im Sand der 
Arena, doch von «Unterwerfung und Morituri» keine 
Spur. So soll und wird es bleiben!
Charly Pichler pichler@thurweb.ch
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Die schweizerischen Studentenverbindungen in den 1930er Jahren

Absage an jeglichen Totalitarismus
von Dr. phil. Paul Ehinger, Buchautor, ehem. Bundeshausredaktor, Oftringen AG

hf. Dr. Paul Ehinger, früherer Mitarbeiter der «Schweizerzeit», hat eine umfangreiche Studie verfasst, die sich mit der Geschichte 
des schweizerischen Corporationsstudententums 1930 –1940 befasst. Sein Fazit: Die Studentenverbindungen haben sich von 
Nazis, Faschisten und andern totalitären Ideologien nicht vereinnahmen lassen. 

Vor allem werden die fünf Verbände Zofingia, Helvetia, 
Studentenverein (StV), Turnerschaft (SAT) und Falken-
steinerbund (FB) sowie einige teilweise verbandslose 
Verbindungen untersucht, u.a. die Sängerschaften in 
Zürich und Bern, Corps Tigurinia Zürich, Manessia, 
Neuzofingia und Teutonia Zürich, Berna und Halle-
riana Bern oder Mercuria und Emporia-Alemannia 
St. Gallen. Berücksichtigung finden auch die akade-
mischen Corporationsconvente. 

Dieses Dezennium war auch für die schweizerischen 
Studentenverbindungen nicht einfach. Es entwickel-
ten sich partielle Sympathien im Sinne der Konser-
vativen Revolution, wie etwa Antiliberalismus oder 
Korporativismus, mit dem man die Überwindung der 
Wirtschaftskrise erhoffte. Bedeutsam war der Einfluss 
von Gonzague de Reynold und zusätzlich von Charles 
Maurras und der Action française in der Romandie. 
Dagegen waren Frontismus, Faschismus und National-
sozialismus oft diskutierte Themen, erlangten aber 
weder ideologisch noch personell eine beherrschende 
Rolle. 

Im schon damals grössten Couleurverband, dem 
Studentenverein, gab es um 1933 Sympathien zu den 
Fronten. Sie waren aber taktisch bedingt, glaubte 
man doch, mit ihnen die freisinnige Herrschaft bre-

chen zu können. Unter 
dem Zentralpräsidenten 
Martin Rosenberg wur-
de aber noch im gleichen 
Jahr am Zentralfest in 
Zug die Unvereinbarkeit 
einer Mitgliedschaft be-
schlossen. Den ideenge-
schichtlichen Höhepunkt 
der Haltung des StV 
gegenüber den Erneue-
rungsbewegungen setzte 
Philipp Etter, Altherr der 
Turicia Zürich. In seiner 
bemerkenswerten Schrift 
über die schweizerische 
Demokratie, die der StV 
1934 in seiner Schrif-
tenreihe herausgab, be-
zeichnete er die neue Be-
wegung nach ihrer ersten 
Erscheinungsform der 
Einfachheit halber als 

Faschismus. Für Etter, der kurz nach Erscheinen der 
Analyse zum Bundesrat gewählt wurde, stellte der 
Nationalsozialismus des Dritten Reiches die Über-
setzung der faschistischen Bewegung ins Deutsche 
dar. Seine Worte: «Fest und klar steht bei mir die 
Überzeugung, dass die faschistische Lösung für unser 
Land undenkbar ist, ohne die geschichtlichen Grund-
lagen und damit den Weiterbestand der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft in Frage zu stellen. Der 
Faschismus ist ein System der Diktatur. Dieses System 
widerspricht der ganzen Tradition unseres Landes.» 

Für viele Couleurstudenten war der Nationalsozialis-
mus eine Fortsetzung des Sozialismus und des Kom-
munismus, deren Ablehnung für sie schon nach 1918 
konstitutiv war. Regierungsrat Eduard von Steiger 
(1940 Bundesrat) hielt in einer Rede am Centralfest 
1933 fest, dass der Zofinger bei der Erneuerungsbewe-
gung spüren soll, «was ausländischer Abklatsch, was 
Nachäfferei und was von innen heraus empfundene, 
aus Not und Bedürfnis entstandene Schweizerbewe-
gung ist.» 

Kein Antisemitismus
Interessant ist das Kapitel über den Antisemitismus. 
Während in Deutschland alle Verbände nach der 
Machtergreifung Hitlers nicht nur das Führerprin-

Keine Nazis, sondern eine Parodie beim  «Conzärtli» der Zofingia Basel, 1932
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zip übernehmen und Arierparagraphen einführen 
mussten, konnte etwa der Zürcher Zofinger, Dr. Otto 
Brandenberger, offen für das Judentum eintreten. Er 
sprach bei einem Vortrag am 22. Mai 1933 die Worte 
aus: «Heute ist nicht die Zeit, das Trennende zu be-
tonen. Die materielle wie die geistige Not erheischt 
die Zusammenarbeit aller. Das Schweizertum muss 
und wird stark genug sein, um auch das Judentum 
– ich sage nicht: zu dulden, denn wir Juden wollen 
nicht nur geduldet sein – sondern als mitarbeitendes 
Element in seiner Gemeinschaft anzuerkennen.» Stu-
denten oder Alte Herren jüdischen Glaubens wurden 
in der Schweiz im Gegensatz zur Hitler-Diktatur nie 
exkludiert, auch nicht im christlich-reformiert orien-
tierten Falkensteinerbund (FB), der am anfälligsten 
war. 

Der FB schloss den Nazi Heinrich E. Wechlin und den 
extremistischen Jungbauernführer Hans Müller aus. 
Am Altherren-Tag in Worb am 10. Juni 1935 verab-
schiedete die Zähringia Bern, deren prominentestes 
Mitglied Markus Feldmann (später Bundesrat) war, 
mit 43:9 Stimmen eine Resolution «über die Einwir-
kungen aktueller politischer Strömungen». Darin hiess 
es im Klartext: «Jeder Totalitätsanspruch irgendwel-
cher Staatstheorie und die Unterordnung der Wissen-
schaft und der Forschung unter politische Anforderun-
gen stehen mit dem Grundsätzen unserer Verbindung 
im Widerspruch. Jede auswärtige politische oder Kul-
turpropaganda durch Studenten in schweizerischen 
Studentenkreisen, besonders im Falkensteinerbund, 
wird als ungehörig zurückgewiesen.»

Für Vaterland und Armee
Die Ablehnung der Totalrevision der Bundesverfassung 
1935, welche der StV offiziell unterstützte, leitete die 
Wende ein. Der Nationalsozialismus war nun definitiv 
das primäre Feindbild und wurde rigoros abgelehnt. 
Das zeigten die Reaktionen auf die Liquidation des 
deutschen Corporationsstudententums, worüber der 
StV und der FB, die Beziehungen zu deutschen Ver-
bänden pflegten, am besten im Bild waren. Je näher 
der Krieg heranrückte, umso bewusster wurden sich 
die Couleurstudenten der schweizerischen Grundsät-

ze, bestehend aus den Prinzipien Vaterland, Freiheit, 
Demokratie, Neutralität, Föderalismus und Kultur-
vielfalt. Dies manifestierte sich Ende 1938 beim cou-
leurstudentischen Einsatz gegen die Einschleusung 
nationalsozialistischer Studenten: In Freiburg und 
in Zürich, wo Max Imboden die treibende Kraft war, 
organisierten die Studentenverbindungen Demons-
trationen, an denen 400 bzw. 1’200 Studenten teil-
nahmen. Vor allem standen sie vorbehaltlos für die 
Armee ein. 

Noch während den Semesterferien 1939 wurde aus 
dem damals oft gesungenen Lied «Wenn es gilt fürs 
Vaterland, treu die Klingen dann zur Hand» ernst. 
Die Mobilisation war für viele Verbindungen existenz-
bedrohend. Und als sie meinten, die ärgste Gefahr sei 
vorbei, mussten sie bei der 2. Mobilisation wieder die 
Mütze mit dem Stahlhelm vertauschen. Sowohl bei der 
Offiziersverschwörung als auch bei der «Eingabe der 
200» wirkten Altherren mit.

Paul Ehinger 

Angaben zum Buch: 878 Seiten, ca. 120 Illustrationen, Format 17 x 24 cm, 
fester Einband, ISBN 3-9477388-07-03. Preis Franken 83.50
plus Porto 6 Fr., Euro 69.90, plus Porto.
Bestellung entweder direkt beim WJK-Verlag, Mozartstrasse 30,
D-40726 Hilden, E-Mail: wjk-bertrams@arcor.de, oder beim Autor,
Obere Hauptstrasse 63, 4665 Oftringen, E-Mail: p.ehinger@gmx.ch
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Rot-Grün stellt unermüdlich fest: Die Klima-Verän-
derung sei von Menschen verursacht. Dass da ein 
Zusammenhang besteht, bestreitet eigentlich nie-
mand. Um so unverständlicher ist, dass Rot-Grün 
im gleichen Atemzug die Personenfreizügigkeit 
vorbehaltlos befürwortet und für Asylanten und 
Migranten alle Grenzen öffnen will. Diese beiden 
Massnahmen bilden den Motor der Masseneinwan-
derung. Wie kann man beklagen, dass die Menschen 
die Klima-Erwärmung verursachen und gleichzeitig 
fordern, dass immer mehr Menschen in unser Land 
gepfercht werden?
 us
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Zum Glück lässt sich der Bürger nicht für dumm verkaufen

Schamlose Tricks von Politikern
von Markus Melzl, ehem. Kriminalkomissar und Sprecher der Staatsanwaltschaft Basel-Stadt
Das Bedürfnis vieler Politiker muss gross sein, den Bürger auf eine unverschämte Art und Weise für dumm zu verkaufen. Was 
nicht sein darf, kann nicht sein:  Dieses Motto führt oft zum schamlosen Griff in die Trickkiste. Beispiele gefällig? 

Anfang Oktober 2019 tö-
tete ein Mitarbeiter in der 
Pariser Polizeipräfektur 
mit einem Messer vier Poli-
zisten und verletzte einen 
weiteren Gendarmen le-
bensgefährlich, bevor er 
von einem Polizeischüler 
(die Ausbildung funktio-
niert offenbar) erschossen 
wurde. Sofort war die Poli-
tik zur Stelle, bezeichnete 

den Täter als psychisch angeschlagen und versuchte, 
die Tat irgendwo zwischen beruflicher Überforderung, 
Stress am Arbeitsplatz und Burnout zu positionieren. 
Der französische Innenminister sagte, nichts habe auf 
eine Bedrohung hingewiesen, und der Täter habe kei-
ne Verhaltensauffälligkeiten gezeigt. Die Politik hat 
sich in diesem schrecklichen Fall krampfhaft bemüht, 
den Terrorismusverdacht zu verschweigen. 

Der Schuss ging jedoch gehörig nach hinten los. Der 
Täter war zum Islam konvertiert und hatte sich in 
zwielichtigen Hinterhofmoscheen und über isla-
mistische Netzwerke radikalisiert, was auch seinen 
Arbeitskollegen nicht verborgen blieb. Der Täter 
arbeitete als Verwaltungsangestellter in der nach-
richtendienstlichen Abteilung der Pariser Polizei, 
die auch für den Kampf gegen Extremismus zustän-
dig ist. Arbeitskollegen meldeten ihre Erkenntnisse 
an die vorgesetzten Stellen – aber wohl aus Angst 
vor Islamophobie-Vorwürfen geschah nichts. Bei der 
Trauerfeier für die getöteten Polizisten mimte der 
französische Präsident Macron den grossen Staats-
mann, kündigte einen unnachgiebigen Kampf gegen 
den islamistischen Terrorismus an und rief die Ge-
sellschaft zur Wachsamkeit auf. Solche Worte sind 
mitunter der Grund, weshalb Politiker am hintersten 
Ende des Berufs-Rankings liegen. 

Ginge es Präsident Macron wirklich um die Terror-
bekämpfung, dann müsste er anders politisieren und 
nicht nur dann den konsequenten Macher heraus-
kehren, wenn die Angst vor seiner politischen Kon-
kurrentin Marine Le Pen wieder mal zu gross wird. 
Zudem war Macrons Aufruf zur Wachsamkeit ein 
Schlag ins Gesicht jener Polizeiangehörigen, welche 
schon lange auf die problematische Radikalisierung 
ihres Mitarbeiters und späteren Täters hingewiesen 
hatten. Erst im Nachgang zu dieser Tat wurde in den 
Medien ausserhalb von Frankreich darüber berich-
tet, dass kurz zuvor in Paris 27’000 Polizistinnen und 

Polizisten auf die Strasse gegangen waren, um für 
bessere Arbeitsbedingungen zu demonstrieren. Aber 
was sind schon 27’000 demonstrierende Polizisten 
für das links-grüne Juste-Milieu – im Gegensatz zu 
den schulschwänzenden Klimajugendlichen an einer 
«Friday for future»-Manifestation?! Mit Blick auf die 
kommenden Wahlen darf es für die Macron-Jünger in 
ganz Frankreich keine islamistischen Terroranschlä-
ge mehr geben, sondern alle diese Verbrechen sind 
«bedauerliche Einzeltaten», begangen von psychisch 
kranken Menschen. 

Auch hierzulande sind politische Tricksereien an der 
Tagesordnung, wie ein Beispiel aus Basel eindrücklich 
aufzeigt: Gemäss der polizeilichen Kriminalstatistik 
lag der Kanton Basel-Stadt in den vergangenen zwei 
Jahren bezüglich Kriminalität auf dem ersten Platz, 
er ist somit der kriminellste Kanton der Schweiz. Die 
Stadt Basel liegt zudem mit 12,6 Gewaltdelikten pro 
1’000 Einwohner auch an der Spitze der gewalttätigs-
ten Schweizer Städte. Trotz dieser Fakten publizierte 
das Basler Präsidialdepartement eine Broschüre für 
Neuzuzüger mit dem Hauptaugenmerk auf Expats. 
Und dort steht wörtlich: «Safe…. Basel has a low 
crime rate and residents feel safe in their city». 

Es ist klar: Wenn jemand von der mexikanischen 
Stadt Tijuana mit jährlich 2’600 Tötungsdelikten und 
einer Tötungsrate von über 138 Opfern auf 100’000 
Einwohner nach Basel zieht, mag diese Einschätzung 
stimmen. Ansonsten ist es eine bewusst verbreite-
te Lüge aus dem rot-grün dominierten Basel. Wird 
ein Expat im Ausgang niedergeschlagen und ausge-
raubt oder eine Zuzügerin vergewaltigt, kann man 
mit Bezug auf diese Willkommensbroschüre scham-
los von «einigen wenigen Einzelfällen» berichten. Da 
die polizeiliche Kriminalstatistik nicht in englischer 
Sprache publiziert wird, hoffen die Verantwortlichen 
beim Basler Präsidialdepartement, ihr Schwindel 
möge nicht auffliegen.

Markus Melzl

Nein zur Masseneinwanderung 

Nein zur 10 Millionen-Schweiz 

Nein zur Islamisierung der Schweiz

Ja zur Begrenzungsinitiative
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Die Kartellmedien verschweigen den  
systematischen Asylmissbrauch

Seit Jahren behaupten die linken 
Journalisten, die illegalen Migran-
ten aus Afrika würden vor Krieg und 
Armut fliehen. Mit dieser unwahren 
Mitleidskampagne treiben sie die 
Asyl- und Innenpolitik nach links. 
Desinformation und politische 
Manipulation gehören zum Kern-
geschäft der Kartellmedien. Ende 

Oktober ist die Studie «Scaling Fences» (Zäune erklim-
men) des UN-Entwicklungsprogramms UNDP erschie-
nen, welche die wahren Migrationsgründe belegt. Nur 
schon der Gutmenschen-Titel dieser Studie zeigt, dass 
die Verfasser keinesfalls migrationskritisch sind.

Hat jemand in der Schweiz von dieser Studie erfahren? 
Weiss die Öffentlichkeit, warum Zehntausende Afri-
kaner illegal in unseren Sozialstaat eindringen? Nein, 
die Studie sowie die Fakten, die übrigens seit Jahren 
bekannt sind, werden totgeschwiegen. In der Medien-
datenbank Swissdox findet sich nur gerade ein einziger 
Artikel dazu, welcher dann auch eine komplett verlo-
gene Überschrift trägt: «Afrikanische Migranten sind 
oft gut ausgebildet – und sie lassen sich nicht aufhalten». 

Warum verschweigen die Kartellmedien diese UN-Stu-
die, wo doch sonst die Vereinten Nationen der «mora-
lische Leuchtturm» eines jeden linken Journalisten 
sind? Antwort: Weil darin steht, dass die illegalen 
Migranten des Geldes wegen nach Europa drängen. 
Oder dass viele angeben, ihre Arbeitsstelle im Heimat-
land sei sicher gewesen. Oder dass der zweitwich-
tigste «Fluchtgrund» Verwandte und Freunde sind, 
die bereits im Sozialstaat-Paradies Europa leben. 

Zum Stichwort «Flüchtling» finden sich allein in den 
letzten vier Jahren über 107’000 Zeitungsartikel in 
der Schweizer Mediendatenbank. Tausendfach haben 
uns die linken Journalisten vermeintlich herzergrei-
fende Geschichten aufgetischt, wie die illegalen Mig-
ranten aus Armut in die Schweiz fliehen würden. 
Eigentlich haben die Journalisten die ehrenwerte Auf-
gabe, die Gesellschaft aufzuklären und so die Demo-
kratie zu beleben. Wer aber die Kartellmedien liest, 
weiss: Papier nimmt jede Lüge an. 

Samuel Balsiger

Samuel Balsiger ist Gemeinderat in der Stadt Zürich. In seiner monatlich 
erscheinenden Kolumne berichtet er über die Irrungen der linken Politik.

Von wem stammt die folgende Aussage zum Thema 
«Dubliner Abkommen» (Asylbereich von Schengen)?

Ihre Antwort senden Sie bis spätestens am Mittwoch,
27. November 2019, an:
E-Mail: info@schweizerzeit.ch Fax: 052 301 31 03
Post: «Schweizerzeit», Postfach 54, 8416 Flaach
Die richtige Antwort lesen Sie in der SZ Nr. 23/2019 vom 
6. Dezember 2019

Sämtliche Einsender von richtigen Antworten nehmen 
an einer halbjährlich stattfindenden Verlosung teil. Die 
Gewinnerin oder der Gewinner wird zu einer «Schweizer-
zeit»-Tafelrunde eingeladen, einem Nachtessen für zwei 
Personen mit dem «Schweizerzeit»-Verlagsleiter Ulrich 
Schlüer als Gastgeber.

Es sagte … Wettbewerb

«Dublin funktioniert nicht. Anfragen 
zur Rückführung von Asylbewerbern 
ins sichere  Asyl-Erstland  werden 

nicht einmal beantwortet.»

  A  Bundesrätin Karin Keller-Sutter

 B    Angela Merkel, Bundeskanzlerin BRD

  C  Horst Seehofer, Innenminister BRD

 D   Sebastian Kurz, Bundeskanzler Österreich 

Stiftung

Die «Schweizerzeit» herauszugeben, allwöchentlich 
eine Fernsehsendung via «Schweiz 5» auszustrah-
len, verschiedene Veranstaltungen zu organisieren: 
Das leistet der «Schweizerzeit»-Verlag seit Jahren.

Viele Abonnenten erwarten freilich noch mehr von der 
«Schweizerzeit»: Worten hätten Taten zu folgen – in-
dem die «Schweizerzeit» ganze Kampagnen (derzeit 
das «Nein zum Uno-Migrationspakt») aufziehe. 

Weil dies der Verlag allein nicht vermag, wurde zu-
sätzlich die Schweizerzeit-Stiftung gegründet – heute 
bereits von über 150 Gönnern getragen. 

Möchten Sie über Vorhaben und Aktionen der Schwei-
zerzeit-Stiftung informiert werden? Ein Mail, ein Brief, 
ein Anruf genügt. Herr Daniel Keller wird für Sie ein 
Treffen mit dem Präsidenten des Stiftungsrats, Ulrich 
Schlüer, vereinbaren. Wir freuen uns auf Ihren Anruf. 

Schweizerzeit-Stiftung
Tel. 052 301 31 00, Mail: info@schweizerzeit.ch
Postfach 54, 8416 Flaach
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Die AfD hat ihr Parteiprogramm der grössten 
Schweizer Partei, der SVP, praktisch vollständig 
abgeschrieben. Siehe dazu Weltwoche Nr. 37 vom 
12.9.2019. Eine Partei, welche das politische Sys-
tem der Schweiz zu ihrem Vorbild nimmt, kann nie 
und nimmer eine Nazi-Partei, rechtextrem oder gar 
verfassungsfeindlich sein. So wie es die Verlierer-
parteien mit all ihren Mitsängern aus GroKo, ARD, 
ZDF und Mainstream-Medien daherreden!

Wo ist denn das Demokratie-Verständnis der Wort-
hülsen-Scheinheiligen im Deutschen Bundestag, 
welche der AfD den gemäss Parlamentsgesetz zuste-
henden Vizepräsidenten dauerhaft verweigern? 
Interessant: Im Parteiprogramm der AfD, ab Seite 9, 
steht wörtlich: «Einführung von Volksabstimmun-
gen nach Schweizer Vorbild.» Was soll daran nicht 
gut sein? Wir freuen uns auf den ersten Auftritt von 
Alice Weidel in der Schweiz.

Tis Hagmann

Doch scheinbar rollt das gros- 
se Geld immer noch hinter 
den Kulissen. Ein kanadi-
scher Journalist, der einzel- 
ne (per Flugzeug nachge-
reiste) Greta-Mitarbeiter zu 
den Einnahmen der «Orga-
nisation Greta» befragen 
wollte, wurde mit der Polizei 
bedroht, sofern er sich nicht 
sofort vom Bürogelände ent-

ferne. Handelt so eine gemeinnützige Bewegung, die 
nichts zu verbergen hat?

Ein Marketingprodukt 
Greta ist, wie so manches Phänomen heutzutage (siehe 
«Operation Libero» in der Schweiz), ein Marketingpro-
dukt erster Güte. Raffiniert werden medienwirksame 
Attribute zusammengemixt, welche ein attraktives End-
produkt für eine klar definierte Zielgruppe garantieren: 
Kinderunschuld (Kinder lügen nicht), idealisierender 
Jugendwahn (Jugend verkauft sich immer gut), Welter-
rettung (Wer kann schon dagegen sein?), Mitleid (kran-
kes, vom Asperger Syndrom geplagtes Kind, welches sich 
für das Klima aufopfert), Gruppendynamik (gemein-
sam die Welle reiten, zur Gruppe gehören, hipp sein am 
Freitags-Klimastreik).

Für die Macher des Marketingproduktes «Greta» war 
dabei von Anfang an klar, dass der «Marketing-Mix» keine 
Schönheitskönigin ertragen würde. Greta ist vom Ausse-
hen her eigentlich ein durchschnittliches, eher hässliches 
Kind, doch ein perfektes Barbiegesicht-Mädchen wäre 

Die Bewegung Greta

 Demaskiert
von Isabel Villalon, Ingenieurin im Fach Maschinenbau mit Spezialgebiet Energie

Sie segelt auf den Weltmeeren herum, von Klimagipfel zu Klimagipfel. Die Schule besucht sie nicht mehr, und ihre hasserfüllte 
Rede vor der Uno in New York war alles andere als gut. Der Mythos Greta kommt langsam aber sicher in der medialen Halb-
wertszeit an.

kontraproduktiv – denn Neid unter Teenagern schafft 
bekanntlich keine Massenbewegung.

Gladwells Rezept
Malcolm Gladwell, der berühmte amerikanische Sozio-
loge, definierte für gewiefte Marketingstrategen im Jahr 
2’000 den sogenannten «Tipping Point.» Den Punkt, an 
dem auf mysteriöse Weise eine Idee, ein Produkt oder ein 
Verhalten sich wie ein Virus ausbreitet: Zuerst braucht es 
eine kritische Masse von «Befallenen», dann verbreitet 
sich die Idee wie eine Epidemie um den Globus.

Gladwell skizzierte dabei sehr genau, wie der Prozess 
funktioniert. Zuerst werden sogenannte «Connectors» 
gewonnen. Leute, welche ihrerseits viele andere Leute 
kennen und ihnen von der Idee erzählen. Die Sache wird 
dann von willigen Helfern aufgeschnappt. Personen mit 
Missionierungscharakter, die anderen «helfen» wollen, 
indem sie sich und ihrem eigenen Ego helfen (viele heu-
tige Gymnasiallehrer?).

Als letzte Vorstufe zum Virusausbruch kommen die soge-
nannten «Überzeuger» zum Zug. Leute mit Rang und 

«Schweizerzeit»-Special 
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Namen, welche ihrerseits kraft ihrer Person und ihres 
Werdegangs der Sache Glaubwürdigkeit und Publizität 
verleihen. Von diesem Punkt an zum globalen Hype in 
den Massenmedien? Wenige Interviews.

Von der Idee zur Kampagne 
Das Prozedere in Sachen Greta überrascht somit Mar-
keting-Fachleute kaum. Doch welche Akteure verbergen 
sich hinter dem Phänomen, dem so viele unserer Kinder 
und Jugendlichen nacheifern und das den grünen Par-
teien in der Schweiz gehörigen Aufwind anlässlich der 
Wahlen 2019 beschert hat?

Da wäre einmal der Greta-Entdecker, ein Schwede 
namens Ingmar Rentzhog, von Haus aus ein – wie könnte 
es anders sein – Marketing- und Kommunikationsspe-
zialist. Rentzhog ist Geschäftsführer eines Vereins, wel-
cher eine Art «Facebook» (Internet-Kommunikations-
plattform) für Ökologie-Anhänger an die Börse bringen 
möchte. Der Verein trägt den Namen: «We don’t have 
time» (sinnbildlich übersetzt: Es verbleibt keine Zeit 
mehr, um die Welt zu retten).

Bezeichnend: Ingmar Rentzhog liess sich zur Aussage 
verleiten: «Man kann mit Umweltschutz auch Geld 
machen.» In der Tat, das kann man. Rentzhog hat gute 
Lehrmeister: Der ehemalige demokratische US-Vizeprä-
sident Al Gore, der mit der Klimageschichte ein riesi-
ges Vermögen gescheffelt hat mit seiner Finanzgruppe 
namens «Generation Investment Group». Dabei ist Rentz-
hog, der Greta-Impresario, Mitglied einer von Al Gore ins 
Leben gerufenen Organisation namens «Climate Reality 
Organisation Leaders» (englisch für «Organisation der 
Führer der Klima-Realität»).

Der profitorientierte Verein von Rentzhog ist offizieller 
Partner von Al Gores «Organisation der Führer der Kli-
ma-Realität». Rentzhog wurde im März 2017 in Denver, 
Colorado/USA sowie in Berlin im Juni 2018 von den Pro-
fis von Al Gore in «Klima-Strategien» geschult.

Klima-Strategien
Was sind das für Klima-Strategien? Die Antwort kennt der 
Partner von Al Gore, der ehemalige Goldman Sachs-Star-
banker David Blood: «Follow the money», auf Deutsch: 
«Verfolge das Geld».

David Blood hatte zusammen mit der Londoner CDP (Car-
bon Disclosure Project), einer Firma für die Publikation 
der CO2-Emmissionen von Grossfirmen, zwei Investment-
fonds lanciert mit dem Ziel, in sogenannte «emmissions-
arme, an der Börse kotierte Aktiengesellschaften zu 
investieren».

Eine Frage des Geldes also, des grossen Geldes (geschätz-
ter Markt: 600 Milliarden US-Dollar), denn mit viel Geld 
bestückte Investmentfonds generieren ebenfalls Mil-
liarden US-Dollar an Fondsverwaltungs- und Erfolgs-
gebühren jährlich: Das sprudelnde Manna des Al 
Gore-Netzwerks.

Wie lautet denn das Geheimrezept von Al Gore und David 
Blood?

Ohne Klima-Hysterie gibt es kein oder nur sehr spärlich 
Geld der grossen Investoren für diese Fonds. Die drin-
gende Notwendigkeit für Grossinvestoren, vor der Welt 
in Hochglanzprospekten und Presse-Erzeugnissen als 
Klimaretter dazustehen, musste deshalb künstlich kre-
iert werden. 

Greta lag auf der Hand. Auf der Hand des Schweden Ing-
mar Rentzhog, Junior-Partner von Al Gore.

Rentzhog, mit den Eltern von Greta Thunberg bekannt, 
ernannte zwei Junge, Greta Thunberg und einen 17-jäh-
rigen amerikanischen Jüngling namens Jamie Margolin, 
zu «jugendlichen Spezialberatern» seines profitorientier-
ten Vereins mit dem Namen «Es verbleibt keine Zeit».

Wobei Greta als Mädchen wohl viel besser die eingangs 
geforderten Spezialattribute abdeckte, um zur globalen 
Klima-Madonna erkoren zu werden, als der Junge Jamie 
Margolin. Der Rest ist Geschichte. Leider.

Ich wünsche Ihnen, liebe Leser der «Schweizerzeit», 
besinnliche Adventstage. Bevor ich es vergesse: Lassen 
Sie sich bitte nicht hinters (Advents-) Licht führen von 
gewieften Marketing-Kreationen, im Stil der hier analy-
sierten Greta-Bewegung. 

Ihre Isabel Villalon

Der türkische Präsident Erdogan führt auf Territo-
rium Syriens einen massiven Angriffskrieg gegen 
die Kurden. Damit verletzt der Herrscher über den 
Nato-Staat Türkei zwingendes Völkerrecht.  Wenigs-
tens zu protestieren hat sich bislang kein Staats-
mann, kein Uno-Funktionär, kein Nato-Exponent 
getraut. Weil man den mächtigen Erdogan fürchtet. 
Die Sprecher der «internationalen Gemeinschaft» 
wagen offenbar allein gegenüber als schwach 
eingeschätzten Ländern, geltendes Völkerrecht 
einzufordern. 

Was geschieht eigentlich, wenn Syriens Präsident 
Assad auf Seiten der Kurden in den Krieg eingreift, 
also den Gegenangriff gegen die auf sein Territo-
rium eingedrungene türkische Armee entfesselt? 
Tritt dann Artikel 5 des Nato-Vertrags in Kraft, der 
sämtliche Nato-Partner verpflichtet, einem militä-
risch angegriffenen Nato-Partnerstaat bedingungs-
los militärischen Beistand zu leisten? Muss die Nato 
dann kollektiv im Schlepptau Erdogans zwingendes 
Völkerrecht mit Füssen treten – gegen jenes Volk, 
das die Welt von der Geissel des IS-Terrorismus 
befreit hat? Die Schweiz ist gut beraten, sich genau 
zu überlegen, mit wem sie «Sicherheits-Partner- 
schaften» eingehen will.
 us
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EU-Rahmenvertrag:  
Behauptungen und Tatsachen

Gotthard
Der Gotthard ist der wichtigste Passübergang von Nord- nach 
Südeuropa. In der strategisch für ganz Europa so wichtigen Gott-
hard-Region ist die Schweiz entstanden – weil sie imstande war, 
die Kontrolle des Gotthards zu gewährleisten und zu sichern. 
Auch im Zweiten Weltkrieg war die Sicherung der Gotthard- 
Passage zentral für Unversehrtheit und Freiheit der Schweiz. 

Der Landverkehr ist dem Rahmenvertrag, den Brüssel 
der Schweiz zumutet, unterworfen. Die EU bestimmt 
damit allein, welche Bereiche des Landverkehrs sie 
als «binnenmarktrelevant» einstuft und damit ihrer 
eigenen Hoheit uneingeschränkt unterstellt. 

Ohne jeden Zweifel ist die wichtigste Verkehrsachse 
von Nord- nach Südeuropa, also der Gotthard, auch 
für die EU von erstrangiger Bedeutung. Der Gotthard 
ist für die EU «binnenmarktrelevant». 

Das heisst: Wird der EU-Rahmenvertrag je verbindlich 
für die Schweiz, dann wird die EU allein über das Ver-
kehrsregime durch und über den Gotthard bestimmen. 
Die Tatsache, dass die Schweiz sowohl die Neat als 
auch den Strassentunnel durch den Gotthard allein 
finanziert hat und ganz Europa offenhält, wird die 
EU-Hoheit über die Gotthardachse dann, wenn sich die 
Schweiz dem EU-Rahmenvertrag unterwirft, in keiner 
Art und Weise mehr einschränken. 

Nur dann, wenn die Schweiz den ihr von Brüssel zuge-
muteten Rahmenvertrag zurückweist, bleibt der Gott-
hard, die wichtigste Lebensader zwischen Nord- und 
Südeuropa und die Existenzgrundlage einer eigenstän-
digen Schweiz, weiterhin der Hoheit unseres neutra-
len, niemanden je bedrohenden Landes unterstellt. 

Also: Nein zum Rahmenvertrag. 
  S. 

???

EU-Rahmenvertrag

Brüssel befiehlt

Die Schweiz  
muss parieren

Schluss mit  
Gleichberechtigung

Das wäre das 
Ende des 

Bilateralen
Wegs 

Der Rahmenvertrag 
ist ein Unter- 

werfungsvertrag

Jaggä Pulli
Weschtä
gits in Grabs di Beschtä

werbetechnik agwww.printop.ch · 081 750 37 90 · 9472 Grabs 
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120 Jahre Klimahysterie
Panik verkauft sich. Das gilt gleichermassen für Wissenschafter, die finanzielle Unterstützung für ihre Forschung benötigen, wie auch 
für Journalisten, die hohe Auflagenzahlen brauchen, um ihr Leben finanzieren zu können. Und so ist es seit dem Beginn des 20. Jahr-
hunderts abwechselnd die «globale Abkühlung» oder die «globale Erwärmung», welche die Menschheit bedroht. Und jedesmal sind 
sich die Wissenschafter «ganz sicher», dass ihre Prognosen eintreffen. Nachstehend einige Beispiele aus einer langen «Beweisliste», 
die von Wissenschaftern und aus amerikanischen Zeitungen stammen.

•  2009 «Eisschmelze löst eine Welle von Naturkatastro-
phen aus. Wissenschafter warnen auf einer Konferenz in 
London vor Erdbeben und Vulkanausbrüchen.»

•  2014 Vor fünf Jahren zeichnete der letzte Bericht des 
Intergovernmental Panel on Climate Change Gremiums 
ein düsteres Bild der Zukunft unseres Planeten.

In verschiedenen Städten wird gegen 
den Einmarsch der Türkei in Nordsyrien 
demonstriert. In Basel, wo die kurdische 
Diaspora gross ist, finden die Demos all-
wöchentlich statt. Ich bin ein Verfechter 
der freien Meinungsäusserung. Auch das 
Demonstrationsrecht halte ich für ein 
sehr wichtiges Gut. Trotzdem muss die 

Frage erlaubt sein, ob da nicht andere Interessen im Vor-
dergrund stehen. Schaut man sich die Fotos der „Demos“ 
an, so findet man weniger kurdische Solidaritätsbekun-
dungen als vielmehr Botschaften, die zur Überwindung des 
Kapitalismus aufrufen. Man findet auch Hasstiraden der 
Antifa – der gewaltbereite «Schwarze Block» läuft mit. Es 
darf bezweifelt werden, ob es tatsächlich um Nordsyrien 
und das dortige sehr grosse Leid der Zivilbevölkerung geht.

Kürzlich hat ein massiver Raketenbeschuss der palästinen-
sischen Terrorgruppe «Islamischer Dschihad» israelische 
Zivilisten bedroht. Wie so oft sind Ortschaften nahe der 
Grenze zu Gaza betroffen, doch die Terroristen beschos-
sen auch Tel Aviv. Uns haben erschreckende Bilder die-
ser Angriffe erreicht. Ziel dieser Terrorgruppe, finanziert 
vom Iran, sind Zivilisten. Nur dank des starken israelischen 
Raketenabwehrsystems konnte Schlimmeres verhindert 

werden. Wer wie ich schon in Israel war, wird feststel-
len, dass Israel nur sein Gebiet verteidigen will. Israeli-
sche Militärs richten ihre Gegenanschläge gegen Terro-
risten, nicht gegen Unschuldige. 

Bezüglich Israel ist man gerne auf beiden Augen blind. 
So wird in den hiesigen Medien nur der israelische Sied-
lungsbau kritisiert, obwohl im Palästinensergebiet Aber-
tausende von Wohnungen in Grenznähe gebaut werden, 
welche grösstenteils leer stehen – einzig als Zeichen der 
Präsenz und der Aggression gegenüber Israel. Ebenso 
werden nur die israelischen Gegenangriffe auf Terror-
einrichtungen angeprangert. Gleichzeitig kritisiert man 
die USA für die Aufkündigung des Iran-Abkommens, 
obschon nach diesen Angriffen klar ist, dass mit diesem 
Regime keine Verhandlungen möglich sind. 

Auch in der Schweiz werden die Angriffe kaum thema-
tisiert, Kundgebungen oder politische Vorstösse blei-
ben aus. Lieber kritisiert man Israel und schürt so den 
zunehmenden Antisemitismus – als wäre ein jüdisches 
Leben weniger wert als das eines im nordsyrischen Gebiet 
betroffenen Menschen. Ich hoffe, dass endlich auch ein-
mal ein «Aufschrei» für Israel unsere Städte erreicht. 

Joël Thüring, Grossrat des Kantons Basel-Stadt

Und wann wird für Israel demonstriert? 

•  1895 Geologen glauben, dass die Erde wieder einfriert.
•  1902 «Das Verschwinden der Gletscher ist sicher.»
•  1929 «Die meisten Geologen glauben, dass die Welt wär-

mer wird und dass sie sich weiter erwärmt.»
•  1939 «Opas, die behaupten, dass die Winter härter waren, 

als sie jung waren, haben völlig recht.»
•  1954 «Die Winter werden milder, die Sommer trockener. 

Gletscher schmelzen, Wüsten wachsen.»
•  1969 « … Das arktische Packeis wird immer dünner, und 

der Ozean am Nordpol kann innerhalb von ein oder zwei 
Jahrzehnten ein offenes Meer werden.»

•  1970 « … Packen Sie Ihre langen Unterhosen aus, das 
Schlimmste könnte noch kommen.»

•  1975 «Die Gefahr einer neuen Eiszeit ist nun neben dem 
Atomkrieg die wahrscheinlichste Quelle für Tod und 
Elend der Menschheit.»

•  1981 «Globale Erwärmung – von nahezu beispiellosem 
Ausmass»

•  1990 «Wir müssen das Problem der globalen Erwärmung 
angehen.»

•  2001 «Wissenschafter bezweifeln nicht länger, dass es zu 
einer globalen Erwärmung kommt und dass der Mensch 
zumindest teilweise dafür verantwortlich ist.»

Das wahre 
Ziel der 
Demonstranten
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Jung Rosa Luxemburg
Fünf Zürcher Regierungsräte haben als private Stimmbürger unter Angabe ihres Berufs per Inserat eine Wahlempfehlung zum 
zweiten Wahlgang der Zürcher Ständeratswahl abgegeben. 
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Dieser Entscheid hat in den Medien negative Schlag-
zeilen und empörte Kommentare noch und noch 
ausgelöst. Dass sich fünf Regierungsräte als Privat-
personen im eidgenössischen Parlament keine Jung-
kommunistin als Vertreterin des Standes Zürich wün-
schen, hat bei Journalisten der Zürcher Leitmedien 
enormen Protest ausgelöst.  

Gleichzeitig hat sich allerdings noch eine andere 
Regierungsrätin zu Wahlen und Wahlergebnissen 
geäussert: Zürichs amtierende Justizdirektorin hat 
ihren Genossinnen und Genossen die Eckpfeiler des 
zukünftigen SP-Programms via soziale Medien regel-
recht diktiert. Sie äusserte dazu Forderungen, welche 

angesichts ihrer Funktion als Direktorin der 
Justiz im Wirtschaftskanton Zürich – zu-
rückhaltend gesagt – «aufsehenerregend» 
sind. 

Etwa, wenn die Justizdirektorin für die un-
eingeschränkte Cannabis-Freigabe eintritt. 
Wenn sie als Justizdirektorin ihrer Partei 
die bedingungslose Zustimmung zur «Ehe 
für alle» vorschreibt. Aber auch dann, wenn 
sie – unabhängig von Steuerzahler-Meinun-
gen – für flächendeckende Tagesschulen 
weibelt und unverhohlene Sympathie für die 

«Vergesellschaftung» von Grund und Boden bekun-
det. Ausserdem fordert sie ihre SP-Genossinnen und 
Genossen auf, dafür zu sorgen, die bislang im Seiten-
wagen der Linken fahrenden Grünen künftig zwecks 
kräftiger Mitfinanzierung anstehender Kampagnen 
nahrhaft zur Kasse zu bitten. 

Nicht dass wir der linken Regierungsrätin, die sich 
offenbar als Nachfolgerin Rosa Luxemburgs sieht, 
verbieten möchten, politische Standpunkte, ja selbst 
programmatische Anweisungen an ihre Genossinnen 
und Genossen zu formulieren. 

Erstaunen weckt indessen das Medienecho, das Re-
gierungsrätin Jacqueline Fehr mit ihrem brandroten 
Forderungskatalog an die Adresse aller Linken weckt: 
Nämlich gar keines! Die Schreibtisch-Kampagnen-
schuster in den Redaktionen der Leitmedien scheinen 
mit Protesten an amtierende Regierungsräte, die sich 
als Stimmbürger auch Meinungen anmassen, derart 
opulent beschäftigt zu sein, dass sie im Chor völlig 
stumm bleiben, wenn die linke Regierungsrätin linke 
Kampfrezepte an ihre linken Genossinnen und Ge-
nossen verbreitet. 

So sieht offenbar objektive und ausgewogene Polit-
berichterstattung aus, sobald die Verantwortlichen 
der Medien Links-Grün an der Macht wähnen. 

us

Kinder zu betreuen, sei «unwirtschaftlich» – behaup-
ten, seit Rot-Grün über Mehrheiten verfügt, «unsere» 
Medien unermüdlich. Was wären denn die Konse-
quenzen der Null-Kind-Politik hierzulande? Anstelle 
von Schweizer Kindern Kinder aus Schwarzafrika? 
Ob das wirklich «wirtschaftlicher» ist?

*
In ganz Westeuropa wird zu Recht die nachweis-
bare Zunahme antisemitischer Umtriebe beklagt. 
Nachweisbar ist aber auch die wichtigste Ursache 
der auf Juden zielenden Angriffe: Es ist die isla-
misch geprägte Masseneinwanderung, die in Europa 
Hass auf Juden wieder Tatsache werden lässt. Wer 
weiss schon, aus welchem Land seit einigen Jahren 
am meisten Einwanderer nach Israel übersiedeln? 
Nicht aus Russland! Aus Frankreich! Denn Frank-
reichs Juden erkennen die Saat, die aus den No-Go-
Areas in den Vororten der französischen Grossstädte 
ins Land hineinwuchert. us
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Erlebnisse aus 35 Jahren aktiver Politik (Teil 35)

 Damals in der SVP
von Hans Fehr, a. Nationalrat, Eglisau ZH

Weil die Verlierer der EWR-Ab-
stimmung vom 6.12.1992 nach 
Jahren immer noch die «Nach-
teile» der angeblich «isolierten 
Schweiz» beklagen, die nun 
auch wirtschaftlich zu leiden 
habe, veröffentlichen wir im 
Februar 1996 einen Katalog 
von wirtschaftlichen Erfolgs-
meldungen, die das Gegen- 
teil beweisen. Daraus ein paar 
Beispiele:

•  Die schweizerischen Exporte haben sich von Januar 
bis Oktober 1995 um real 5,2 Prozent auf 75,5 Mil-
liarden Franken erhöht. 

•  Das international hochangesehene Weltwirtschafts-
forum hat die Schweiz zum wettbewerbsfähigsten 
Land Europas erklärt.

•  Der Chemiekonzern Ciba weist für das erste Halb-
jahr 1995 einen um 37 Prozent gesteigerten Rein-
gewinn aus.

•  Die Klaus Jacobs-Holding hat ihren Unternehmer-
gewinn im vergangenen Geschäftsjahr mehr als 
verdoppelt.

•  Das amerikanische Computer-Internehmen «Sili-
con Graphics» baut in Cortaillod NE sein Produkti-
onszentrum aus; das bringt 300 neue Arbeitsplätze. 
Davon berichtet unser Fernsehen DRS jedoch nicht 
– hingegen wird die Entlassung von sieben Mitarbei-
tern in einer Teigwarenfabrik (angeblich wegen der 
fehlenden EWR-Mitgliedschaft) gross zelebriert. 

*
Am 27. Februar 1996 wird Christoph Blocher, seit 
1977 Parteipräsident der Zürcher SVP, für weitere 
vier Jahre mit Akklamation bestätigt. Er habe sich 
überlegt, ob es nicht an der Zeit sei, zurückzutreten, 
meint er vor den 362 Delegierten in Winterthur. Er sei 

verschiedentlich gefragt worden, ob er es denn nötig 
habe, weiterhin Parteipräsident zu sein. «Ich nicht, 
aber die Partei», habe er erwidert. Und mit Blick auf 
die FDP fügt er hinzu: «Es ist doch nichts, wenn man 
das Präsidentenamt nur als ‹Durchlauferhitzer› aus-
übt und wieder geht, wenn man Nationalrat geworden 
ist.» Dann warnt der wiedergewählte Parteipräsident 
eindringlich davor, sich nun im Erfolg des Wahljahres 
1995 zu sonnen. Als liberal-konservative Partei habe 
die SVP einen wichtigen Auftrag zu erfüllen: Eintre-
ten für die Unabhängigkeit der Schweiz, für die Volks-
rechte, für die Landesverteidigung, für die Konkur-
renzfähigkeit der Wirtschaft, für die Landwirtschaft 
und für sichere Sozialwerke. Und er warnt vor dem 
süssen Gift des Sozialismus, dessen Verlockung auch in 
viele bürgerliche Köpfe eingedrungen sei. Und bezüg-
lich Brüssel meint er: « Man kann kein Volk in die EU 
bringen, ausser wenn man es anlügt.»

*
Am 4. März 1996 trete ich aus dem Zürcher Kantons-
rat zurück und gebe dabei im Rat als letzte «Tat» die 
folgende Erklärung ab: 

«Sehr geehrter Herr Kantonsratspräsident, sehr geehrte 
Damen und Herren

Ich teile Ihnen mit, dass ich nach meiner Wahl in den 
Nationalrat per 4. März 1996 aus dem Kantonsrat 
zurücktrete. Ich habe die vielen Kontakte mit Ratskol-
leginnen und Ratskollegen aus allen politischen Lagern 
sehr geschätzt. Aus meiner politischen Haltung habe 
ich nie ein Hehl gemacht, und ich werde dies auch wei-
terhin so halten. Gefreut und gepackt haben mich jene 
Debatten und Vorlagen, bei denen offen, erfrischend 
und bisweilen leidenschaftlich um Positionen gekämpft 
wurde. Gelangweilt und genervt haben mich langatmige 
«Vorlesungen», bei denen beharrlich wiederholt wurde, 
was niemand hören wollte. Ich danke dem Ratspräsi-
denten und den Vizepräsidenten, dem Herrn Standes-
weibel, den Parlamentsdiensten und allen Kolleginnen 
und Kollegen, die mein Ratsleben bewusst oder unbe-
wusst abwechslungsreich gestaltet haben. Ich melde 
mich hiermit aus dem Rathaus zu Zürich ab.» 

Als mein Nachfolger im Kantonsrat rückt der Jurist 
und Anwalt Rudolf Ackeret, Bassersdorf, nach. Er hat 
dies mehr als verdient und der Partei während vie-
ler Jahre vor allem als äusserst initiativer und kom-
petenter Präsident der Programmkommission grosse 
Dienste geleistet. 

*

Schon bald macht mein ebenfalls neu gewählter Nati-
onalratskollege Ulrich Schlüer vor allen im Bereich 
der Schweizer Aussenpolitik von sich reden – zunächst 
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als scharfer Kritiker an 
der Aufnahme von Russ-
land in den Europarat. 
Ein Jahr zuvor, im Januar 
1995, war dies noch ver-
weigert worden. Denn der 
Europarat hatte zu Recht 
befunden, die schweren 
Menschenrechtsverlet-
zungen, die Russland im 
Tschetschenienkrieg zu 
verantworten habe, seien 
mit den von Strassburg 

hochgehaltenen Menschenrechts-Standards nicht ver-
einbar. Und nun hat der Europarat eine Kehrtwende 
vollzogen – obwohl die russische Armee weiterhin Dör-
fer in Tschetschenien plattwalzt und Menschenrechte 
mit Füssen tritt.

Schlüer enthüllt die Gründe für den «Sinneswandel» 
in aller Deutlichkeit: «Sämtliche EU-Länder haben in 
einer konzertierten Aktion massiven Druck auf ihre 
Europarats-Abgeordneten ausgeübt mit dem Ziel, die 
Aufnahme Russlands um jeden Preis durchzusetzen.» 
Federführend dabei sei Deutschland gewesen, das nach 
fünf Jahren Wiedervereinigung unbedingt einen stän-
digen Sitz im Uno-Sicherheitsrat anstrebe und mit der 

«Strassburger Aktion» ein mögliches Veto durch Russ-
land habe verhindern wollen. «Somit ist die Glaub-
würdigkeit der Menschenrechtspolitik des Europara-
tes einer eigennützigen Interessenpolitik Deutschlands 
und der EU geopfert worden», kritisiert Schlüer.

Und was er besonders scharf verurteilt, ist die Tatsa-
che, dass Bundesrat Cotti als Vertreter der neutralen 
Schweiz dieses üble Spiel kritiklos mitgespielt habe 
– und dass es ausgerechnet ein Schweizer sei, näm-
lich der Thurgauer FDP-Nationalrat und «Schatten-
aussenminister» Ernst Mühlemann, der Russland mit 
gewundenen Worten die Würdigkeit für den Europa-
rat «attestiert» habe. «Und dies ausgerechnet in dem 
Moment, als Russland den Vernichtungsfeldzug gegen 
Tschetschenien noch intensiviert hat. Die Schweiz 
hat damit ihrer immer wieder betonten Menschen-
rechtspolitik einen denkbar schlechten Dienst erwie-
sen», kritisiert Schlüer zu Recht. Er wird fortan seine 
Stimme in aussenpolitischen (und innenpolitischen) 
Fragen immer wieder mit Gewicht erheben. 

(Fortsetzung folgt) Hans Fehr

Samstag, 23. November 2019, 10.30 Uhr
«Schweiz-EU: Was ist zu tun?»  
Impuls-Referate von Dr. Christoph Blocher, a. Bundesrat,  
und Reiner Eichenberger, Ökonom, Universität Fribourg,  
anschliessend Diskussion mit dem Publikum  
Hotel Mariott, Neumühlequai 42, 8006 Zürich
Veranstalterin: Unternehmervereinigung gegen den EU-Beitritt

Dienstag, 3. Dezember 2019, 19.30 Uhr
Ja zur Schweiz
Vortrag und Diskussion mit Ulrich Schlüer
Hotel-Restaurant Glockenhof (Saal London)  
Sihlstrasse 33, 8001 Zürich 
Veranstalterin: «Schweizerzeit»

Dienstag, 10. Dezember 2019, 19.30 Uhr
Info-Abend «EU-Rahmenvertrag (InstA)»
Worum geht es? Wie aktiv werden in der Meinungsbildung?   
Mit Werner Gartenmann (Auns) und Ulrich Schlüer, «Schweizerzeit»
Hotel Aarauerhof, Bahnhofplatz 2, 5000 Aarau
Veranstalter: Komitee EU-No, Auns, «Schweizerzeit»

Donnerstag, 12. Dezember 2019, 19.00 Uhr
Bericht aus dem Nationalrat
Mit Nationalrat Roger Köppel (SVP/ZH) und  
Kantonsrat Hans-Peter Amrein (SVP/ZH) 
Gasthof zum Löwen, Seestrasse 595, Saal im ersten Stock  
8706 Meilen/ZH
Veranstalterin: SVP Bezirk Meilen 

Die «Schweizerzeit»-Agenda

Ich abonniere das «Schweizerzeit»-Magazin.
Preis bis Ende 2020: nur Fr. 80.– 

Name/Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ/Ort:

Mail-Adresse:

Wenn Sie uns Ihre Mail-Adresse mitteilen, erhalten Sie zu-
sätzlich kostenlos allwöchentlich unser aktuelles «Brisant» 
per Mail. Eine Weitergabe Ihrer Mail-Adresse findet nicht 
statt.

Datum:   Unterschrift: 

Einsenden an: «Schweizerzeit», Postfach 54, 8416 Flaach,

Tel.: 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03
E-Mail: abonnement@schweizerzeit.ch

KEIN MONOPOL DEM 
EU-SÜCHTIGEN MEDIEN-
EINTOPF IN DER SCHWEIZ

Ernst Mühlemann, 1930–2009
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BESTSELLER

Büchertisch

Eine Lehrerin sieht rot

Mini-Machos, Kultur-Clash, Gewalt in der Schule 

und das Versagen der Politik 

Doris Unzeitig 
Die Autorin «durfte» in Berlin eine Willkom-

menskultur-gesegnete Schulklasse führen. Ihr Kampf gegen 
ständige Gewalt an der Schule, für unabdingbare Verbesse-
rungen gegenüber seit langem erkannten unhaltbaren Zu-
ständen: Das stiess bei den Politikern auf taube Ohren, fand 
aber den Weg in die Medien. Aus der Öffentlichkeit erwuchs 
der mutigen Lehrerin breiteste Zustimmung. 
Ihre Erfahrung lautet: Die Masseneinwanderung zerstört 
die Volksschule – weil sie geordnetes Lernen verunmög-
licht. Das gilt nicht nur für Deutschland. Darum ist der 
Tatsachenbericht von Doris Unzeitig ebenso aufrüttelnd wie 
wichtig. 

Plassen, Kulmbach 2019, 255 S., brosch., (Richtpreis Fr. 27.90)
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 26.50

Die geheime Migrationsagenda 

Wie elitäre Netzwerke mit Hilfe von EU,

Uno und NGOs Europa zerstören wollen 

Friederike Beck 
Die anhaltende Masseneinwanderung be-
droht Europa – kulturell und wirtschaftlich. 

Es sind Staatsbürokratien, EU- und Uno-Seilschaften, die sie 
vorantreiben. Welche Kräfte stecken hinter den laufenden 
Entwicklungen? Welche Motive treiben sie an? Wie sind die 
Handelnden miteinander vernetzt, wie forcieren sie die Ein-
wanderung? Ein Buch, das brisante Hintergründe aufzeigt. 
Pflichtlektüre für jeden, der die gegenwärtige Entwicklung 
durchschauen will. 

Kopp, Rottenburg 2016, 303 S., geb., ill., (Richtpreis Fr. 14.50)
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 13.80 Crashed

Wie zehn Jahre Finanzkrise die Welt verändert 

haben 

Adam Tooze 
Die Pleite der US-Grossbank Lehman 

Brothers hat 2008 die Finanzkrise ausgelöst, die bald die 
ganze Welt traf und zur tiefgreifenden Krise der Welt-
wirtschaft auswucherte. Bewältigt ist sie noch lange nicht. 
Mittels Negativzinsen versucht man derzeit, die Hauptlast 
der Überschuldung auf die Sparer abzuwälzen – auf dass 
die Verursacher der Überschuldung ungeschoren davon-
kommen. Ein neues Buch beleuchtet nicht nur die Krise 
von damals. Es zeigt eindringlich die Bedrohungen, die 
noch heute über der Welt schweben. Äusserst lesenswert! 

Siedler, München 2018, 800 S., geb., (Richtpreis Fr. 47.90)
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 45.50

Der Fluch des Guten 

Wenn der fromme Wunsch regiert –

eine Schadensbilanz 

Alex Baur
Weltwoche-Autor Alex Baur stellt fest, 

dass «im Namen des Guten» fixe Meinungen und fixe 
Standpunkte mehr als Glaubensbekenntnisse denn als 
überprüfte Wahrheiten die Medien-Berichterstattung 
zunehmend beherrschen. Wahrheitssuche wird, wo der 
Glaube Fakten verdrängt, immer schwieriger. Weil jenem, 
der Vorgegebenem nicht traut, rasch schlechte Gesin-
nung oder Schlimmeres vorgeworfen wird. Ein Buch, das 
eindrücklich belegt, wie freie Meinungsbildung und freie 
Rede zunehmend bedroht sind. Neuer Totalitarismus 
kündigt sich an. 

Münster, Basel 2019, 344 S., brosch., (Richtpreis Fr. 25.–)
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 23.75

Bedrohung Blackout

Wahrscheinlichkeit – Risiken – Vorsorge 

T.C.A. Greilich 
Im Glauben an eine utopische Energiewende 

wird bewährte Versorgung mit elektrischer Energie mut-
willig verändert. Immer einseitiger wird auf Solar- und 
Windenergie gesetzt. Massive Schwankungen in der Versor-
gung werden unausweichlich. Speicherung von elektrischer 
Energie ist – abgesehen von Speicherseen für Wasserkraft-
werke – nicht möglich. Die Gefahr schwerer Strompannen 
steigt. Ein neues Buch erklärt die Gefahren und formuliert 
auch Vorschläge, wie ihnen – wenn Vorurteile aufgegeben 
werden – begegnet werden kann. 

Kopp, Rottenburg 2018, 256 S., geb., (Richtpreis Fr. 27.90)
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 26.50

Den Eiger kümmert’s nicht 

Adrian Amstutz, René E. Gygax 

Adrian Amstutz gehört zu den bekanntesten 
und profiliertesten Schweizer Politikern der 
Gegenwart. Er ist auch, früher Gemeinde-
präsident in Sigriswil, weitherum geschätz-

ter Unternehmer. Ende Oktober geht seine Politkarriere 
zu Ende – die Berner Amtszeit-Beschränkung befiehlt das. 
Wahrhaftig ein Grund, auf die Karriere von Adrian Ams-
tutz zurückzublicken – und seine eigenständige Persön-
lichkeit, bekannt und gefürchtet aufgrund seiner direkten 
Sprache, zu würdigen. 

Werd und Weber, Thun/Gwatt 2019, 260 S., geb., ill.,
(Richtpreis Fr. 39.–) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 37.05

AKTUELL

SCHWEIZ
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Bestellschein

BUCHZEICHEN

Lose ond lache

Appenzeller Geschichten im Kurzenberger 
Dialekt 

Peter Eggenberger
Peter Eggenberger ist ein grossartiger 

Erzähler. In unverwechselbarem, trotzdem gut verständlichem 
Dialekt erzählt er lustige, traurige, zum Nachdenken anregende, 
spannende, interessante, selbstverständlich bestens unterhalten-
de Geschichten aus dem Appenzellerland. Es gelingt Peter Eggen-
berger, einerseits den eigenständigen Charakter jenes Völkleins 
herauszumodellieren, das dem Appenzellerland von Dorf zu Dorf 
unterschiedliche, dennoch unverwechselbare Prägung verleiht. 
Die Erzählungen über Wundertökter, über weniger Bemittelte, 
die sich aber zäh zu wehren imstande sind, beeindrucken be-
sonders. Und Begeisterung weckt der kernige Dialekt, der sowohl 
Geschehnisse als auch Charaktere von Handelnden äusserst träf 
in Worte zu fassen versteht.

Was wäre die Schweiz ohne Appenzell und Appenzeller: Das 
fragt sich jeder, der schmunzelnd den Erzählungen von Peter 
Eggenberger folgt. 

Appenzeller-Verlag, 1 CD, Laufzeit 71 Min., (Richtpreis Fr 30.–) 
Ihr Preis bei Schweizerzeit: Fr. 28.50

Hörbücher: Beste Unterhaltung auf langen Autofahrten – und 
wirksame Medizin gegen Stau-Ärger.

HÖRBUCH

 Bestseller
 Friederike Beck – Die geheime Migrationsagenda à Fr. 13.80
 Doris Unzeitig – Eine Lehrerin sieht rot à Fr. 26.50
 Adrian Amstutz, René E. Gygax – Den Eiger ... à Fr. 37.05

 Aktuell
 T.C.A. Greilich – Bedrohung Blackout à Fr. 26.50
  Adam Tooze – Crashed à Fr. 45.50

 Schweiz
 Alex Baur – Der Fluch des Guten à Fr. 23.75

 Hörbuch
 Peter Eggenberger – Lose und lache à Fr. 28.50

 Buchzeichen
 Eidg. Schwingerverband – Schwingfest 2019 à Fr. 37.05

Bestellung an :
« Schweizerzeit »-Bücherdienst, Postfach 54, 8416 Flaach
Tel. 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03, buechertisch@schweizerzeit.ch

Der «Schweizerzeit»-Bücherdienst kann Ihnen jedes vom Buchhandel lieferbare Buch vermitteln. 
Die Versandkosten für Sendungen bis Fr. 100.– betragen Fr. 8.–, Sendungen über Fr. 100.– sind 
versandkostenfrei.

(21/8.11.2019)

Name/Vorname

Strasse/Nr.

PLZ/Ort  Tel-Nr.

Datum  Unterschrift

Lieber zuhören statt lesen – unser 
heutiger Hörbuch-Vorschlag: 

Das Eidgenössische 
Schwingfest 2019

Eidgenössischer
Schwingerverband 

Nicht weniger als 400'000 Besucher 
waren an jenem Wochenende in Zug, 

als Christian Stucki sich als der Böseste der Bösen im Säge-
mehl-Ring zum Schwingerkönig 2019 durchkämpfte. Das 
offizielle Buch des Eidgenössischen Schwingerverbands 
hält die aufregendsten Kämpfe in Wort und Bild fest. Es 
zeigt die schönsten Siege, die stolzen Sieger und die faire 
Art und Weise, wie Sieger und Besiegte im Sägemehlring 
miteinander umgehen. Daraus entsteht jene Atmosphäre, 
an der sich Hunderttausende erfreuen und begeistern.

Ein grossformatiger Bild- und Textband ruft die besten 
Kämpfe, das Geschehen und die Atmosphäre von Zug in Er-
innerung. Leser und Betrachter werden damit eingeladen, 
sich in die Tage des Eidgenössischen in Zug zurückzuver-
setzen. Ein Erinnerungsbuch für alle Schwingsport-Begeis-
terten.  us

«Das Eidgenössische Schwingfest». Hrsg. Schweizerischer 
Schwingerverband, Werd und Weber, Gwatt 2019, 240 S.,
Grossformat, reich ill., geb., (Richtpreis Fr. 39.–)
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 37.05



Fernab der breiten öffentlichen Wahrneh-
mung hat das EU-Parlament diesen Herbst 
einen Grundsatzentscheid verabschiedet, 
der ähnlich weitreichende Auswirkungen 
haben könnte wie der Uno-Migrationspakt. 
Die «Entschliessung zu den Grundrechten 
von Menschen afrikanischer Abstammung 
in Europa» strotzt genauso vor rosaroten 
Floskeln und enthält nicht minder direkte 
Handlungsaufforderungen.

Bekanntlich ist das Parlament der Europäi-
schen Union nicht mit dem Recht ausgestat-
tet, Gesetze zu erarbeiten. Die «Legislativ-
befugnis» ist der Europäischen Kommission 
vorbehalten. Die Funktion des EU-Parla-
ments besteht mehr oder weniger darin, 
Gesetzesentwürfen der Kommission zuzu-
stimmen oder sie abzulehnen. Mit einer 
sogenannten «Entschliessung» formuliert 
es Grundsatzforderungen, welche der Kom-
mission dann meist als konkrete Hand-
lungsaufträge dienen.

Die «Afrikaner-Entschliessung» umfasst 
27 Forderungen und richtet sich nebst der 
Kommission an die Parlamente und Regie-
rungen der Mitgliedstaaten sowie an den 
Europarat. Sie beinhaltet allerlei Klagen, 
wonach afrikanisch-stämmige Menschen in 
Europa angeblich zunehmender Benachtei-
ligung und Angriffen «struktureller Natur» 
ausgesetzt seien – was diese aber offensicht-
lich nicht davon abhält, immer zahlreicher 

ihre Zukunft auf unserem Kontinent zu 
suchen.

Die Forderungen sind weitreichend. So wer-
den «nationale Strategien für die soziale 
Inklusion und Integration von Menschen afri-
kanischer Abstammung» verlangt. Oder ein 
Gedenktag für die Opfer «des europäischen 
Kolonialismus». Natürlich sei auch das von 
den Vereinten Nationen ausgerufene «Inter-
nationale Jahrzehnt der Menschen afrikani-
scher Abstammung» offiziell zu begehen.

Das EU-Parlament steigert sich in eine 
enorme Regulierungswut und beweist mal 
mehr exemplarisch, wie weit sich diese Poli-
tikerkaste von den Sorgen der sie finanzieren-
den Bevölkerung entfernt hat. Anders lassen 
sich Forderungen nach nationalen Strategien, 
«mit denen die Teilhabe von Menschen afrika-
nischer Abstammung in Fernsehsendungen 
und anderen Medien gefördert wird» nicht 
mehr erklären.

Der Hammer folgt in Punkt 23: Die Mitglied-
staaten hätten dafür zu sorgen, «dass Migran-
ten, Flüchtlinge und Asylbewerber auf sicherem 
und legalem Wege in die EU einreisen können.» 
Um noch mehr Afrikaner dauerhaft in Europa 
anzusiedeln, braucht es natürlich mehr Geld 
und Regulierungen des Wohn- und Arbeits-
markts (Punkte 22 und 25). 

Anian Liebrand

Die nächste «Schweizerzeit» 
erscheint am 

6. Dezember 2019
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